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Weiterhin wurden im Workshop Problemfelder 
diskutiert, die bei der Organspende auftreten 
und wie diese positiv beeinflusst werden könn-
ten, um dazu beizutragen, dass sich mehr Men-
schen für eine Organspende entscheiden.

Weiterbildungsfragen sind ebenfalls ein bren-
nendes Thema. Der Workshop stellte in dem 
Zusammenhang den Antrag, den Vorstand der 
BLÄK zu bitten, dass die Weiterbildung bzw. 
der Erwerb von Zusatzbezeichnungen für Ärzte 
ohne Existenzgefährdung mit der Führung ei-
ner fach- bzw. hausärztlichen Praxis kompati-
bel wird.

Schließlich wurden noch die nach derzeitigem 
Stand des Gesetzentwurfs zum GKV-VStG vor-
gesehenen Änderungen bei Medizinischen Ver-
sorgungszentren (MVZ) sowie noch anzustre-
bende Änderungen besprochen (so sollte ein 
Arzt beim Verlassen eines MVZ seinen Vertrags-
arztsitz mitnehmen können).
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mulierungen und Konditionen führt gerade die 
Neufassung des § 116b So-zialgesetzbuch V zu 
zahlreichen divergierenden Diskussionen über 
mögliche Auswirkungen der geplanten neuen 
Gesetzesfassung. Man ist sich in der Forderung 
einig, dass die Ärzteschaft mit ihrem Fachwis-
sen und ihrer Kompetenz im Hinblick auf eine 
bessere Patientenversorgung bei der Ausge-
staltung eines solchen Gesetzes von Anfang 
an mit einbezogen und auf Chancengleichheit 
zwischen den Beteiligten in der Gesundheits-
versorgung geachtet werden muss.

Hinsichtlich der Hygiene in Klinik und Praxis 
wurde die aktuelle Rechtslage ebenso bespro-
chen wie die hierzu erforderliche Fortbildung, 
für die es genügend Kurse geben muss, auch 
für ambulant tätige Ärzte. Lebhaft diskutiert 
wurde die Umsetzbarkeit der Verordnung zur 
Hygiene und Infektionsprävention in medizi-
nischen Einrichtungen (MedHyGV). Der Work-
shop stellte hier den Antrag, den Vorstand der 
Bayerischen Landesärztekammer (BLÄK) zu 
bitten, eine Arbeitsgruppe zur Überprüfung der 
Umsetzbarkeit der MedHygV einzurichten, wel-
che aus Kollegen in Klinik und Praxis sowie Mi-
krobiologen und Hygienikern bestehen sollte.

Aktuelle Entwicklungen im Gesundheits-
wesen – insbesondere Aspekte des Versor-
gungsstrukturgesetzes (GKV-VStG)

Die aktuellen Entwicklungen im Gesundheits-
wesen stellen an die Ärzteschaft Herausfor-
derungen, die sie für sich lösen muss, auch im 
Hinblick auf die noch nicht abzuschätzenden 
Probleme der künftigen Ärztegeneration(en).

Die Politik macht per Gesetz Vorgaben, die die 
Ärzteschaft – oft nicht in den Entscheidungs-
prozess eingebunden – umsetzen muss. Man-
gels Umsetzungstransparenz sowie klarer For-

Workshop I „Ausschuss Ambulant-stationäre Versorgung“

von den Kassen, repräsentative Stichproben 
statt Einzelfallprüfungen, damit nicht nur Fäl-
le überprüft werden, bei denen die Kassen ein 
Rückforderungspotenzial sehen. Es wird weiter 
gefordert die Berücksichtigung des Daten-
schutzes. Beide, MDK und behandelnde Ärzte, 
müssen im Dialog bleiben.

DRG sind ein Behandlungsfall. Sie bilden der-
zeit den Patienten, sein Alter, seine Morbidität 
und sein soziales Umfeld unzureichend ab, „die 
Heilkunde unterwirft sich der Ökonomie, die 
Patienten aber wollen um ihrer selbst willen 
behandelt werden“ (SZ 13.10.11, W. Bartens), 
das gilt es zu berücksichtigen. 

Die erarbeiteten Entschließungsanträge, mit de-
nen gefordert wird, dass die Finanzierung des 
MDK unabhängig von den Krankenkassen erfol-
gen soll und dass Einzelfallprüfungen durch den 
MDK nur nach repräsentativer Stichprobenprü-
fung durchgeführt werden dürfen, wurden vom 
70. Bayerischen Ärztetag angenommen.
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In Bayern beschäftigt der MDK derzeit 280 
Ärztinnen und Ärzte. Bei 2,8 Millionen Kran-
kenhauspatienten pro Jahr werden 300.000 
Prüfverfahren durchgeführt. Dies sind elf Pro-
zent. Vier Prozent davon ergeben Fehler.

Die Vorwürfe an den MDK lauten: Reklama-
tionen erfolgen lange nachdem der Patient 
entlassen ist, sie werden nicht durch entspre-
chende ärztliche Spezialisten bearbeitet, Bele-
gungstage werden nachträglich gekürzt trotz 
bereits geleisteter Arbeit; moniert wird ein zu 
geringer Dialog mit dem MDK. Den behandeln-
den Ärzten wird vorgeworfen ein „upgrading“ 
der DRG, das heißt eine zu hohe Einstufung der 
Erkrankung des Patienten, unkorrekte Einstu-
fung der Verweildauer des Patienten und man-
gelnde Diskussionsbereitschaft mit dem MDK. 
An beiden Seiten des Tisches sitzen Ärzte mit 
der gleichen Berufsordnung, die es zu respek-
tieren und zu verteidigen gilt (§ 2).

Nach einem Treffen des Ausschusses „Ange-
stellte Ärztinnen und Ärzte“ mit Vertretern des 
MDK Bayerns, fordern die Mitglieder des Work-
shops eine finanzielle Unabhängigkeit des MDK 

Medizinischer Dienst der Kranken-
versicherung (MDK) – Klinik und Praxis

Medizin und ärztliche Fürsorge für den Pa-
tienten unter ökonomischen Zwängen und 
Richtlinien.
„Die Fallpauschale – ein Behandlungsfall“ 
schrieb Heidrun Graupner 2004 zur Einführung 
der DRG in der Süddeutschen Zeitung (SZ). Heu-
te lesen wir: „Krankenhäuser wehren sich gegen 
den Vorwurf der Falschabrechnung“, erhoben 
von den Krankenkassen und die Nachricht: „Arzt 
gekündigt wegen falscher DRG-Kodierung“.

Workshop II „Ausschuss Angestellte Ärztinnen und Ärzte“




